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Bericht und Antrag des stidtischen Rechnungspriifungsausschusses

Gemeinsame Beratende AuBerung nach § 88 Absatz 2 LHO zu den Finanzzuweisun-
gen des Landes an die Gemeinden Bremen und Bremerhaven fiir die Wahrnehmung
von Landesaufgaben

I. Hintergrund

Rechnungshof und Gemeindepriifung stellen in ihrer Beratenden AuBe-
rung nach § 88 Absatz 2 LHO zu den Finanzzuweisungen des Landes an
die Gemeinden Bremen und Bremerhaven fiir die Wahrnehmung von Lan-
desaufgaben zusammenfassend nachfolgende Sachverhalte fest.

Erstattungen des Landes erfolgen fiir dem Land obliegende Aufgaben, die
durch die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven tibernommen wer-
den. Ubertragene Aufgaben sind in beiden Gemeinden, die Anstellung des
unterrichtenden Personals als Element der inneren Schulverwaltung. Bre-
merhaven Ubernimmt auf seinem Gebiet Aufgaben der Polizei und des
Vermessungs- und Katasterwesens.

GemalB den Vorschriften der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bre-
men hat das Land seinen Gemeinden eine angemessene Finanzausstat-
tung zu gewdhrleisten und im Fall iibertragener Landesaufgaben Bestim-
mungen Uber die Deckung der Kosten zu treffen. Dabei ist bei der Bemes-
sung der Zuweisungen die verfassungsrechtlich verankerte Verpflichtung
des Landes zu berticksichtigen, um auf gleichwertige Lebensverhaltnisse
in den Gemeinden hinzuwirken.

Das Finanzzuweisungsgesetz legt fur das unterrichtende Personal und die
Polizei Bremerhaven fest, dass den Gemeinden ihre mit der Ubernahme
der Landesaufgabe verbundenen Ausgaben vollstandig auf der Grundlage
von vereinbarten Zielzahlvorgaben und Budgetvereinbarungen erstattet
werden. Die Ausgaben fir Aufgaben im Vermessungs- und Katasterwesen
erstattet das Land an Bremerhaven ohne gesetzliche Grundlage.

Rechnungshof und Gemeindeprifung stellten in ihrer Prufung Schwach-
stellen in der Praxis der Mittelzuweisung an die Gemeinden fiir ibernom-
mene Landesaufgaben fest. Sie fiihren aus, dass es an Grundlagen fehle,
die einen Vergleich zwischen den Gemeinden Bremen und Bremerhaven
im Hinblick auf gleichwertige Lebensverhdaltnisse ermoglichen. Das liege
neben den Schwierigkeiten im Einzelfall auch daran, dass die Haushalte
der Stadt Bremen und des Landes Bremen im Bildungsbereich und im Ver-
messungs- und Katasterwesen nicht stringent voneinander getrennt wer-
den. Fehlende Regelungen fiihrten dazu, dass Einnahmen nicht oder
uneinheitlich mit Zuweisungen verrechnet wurden. Zudem seien die Vor-
gaben des Finanzzuweisungsgesetzes nicht durchgehend beachtet wor-
den. Das fiithre dazu, dass es lange Zeit keine Vereinbarung fiir die
Erstattung von Ausgaben der Polizei gab. Allerdings seien die gesetzlichen
Regelungen im Finanzzuweisungsgesetz auch nicht klar genug und iiber-
dies teilweise unvollstandig.

Die Divergenz zwischen der Ausgabenerstattung zu 100 Prozent (Spitzab-
rechnung) und dem Budgetgedanken fihre in der Praxis dazu, dass Defi-
zite nicht ausgeglichen oder Uberschiisse nicht zuriuckgefordert wurden,
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da das bewilligte Budget als MaBBgabe gesehen wurde und nicht die tat-
sachlichen Ausgaben. Hier fehlten entsprechende Regelungen, die ange-
ben wie mit Unter- und Uberschiissen zu verfahren sei.

Diese Defizite miissen beseitigt und die derzeitige Praxis der Ausgabener-
stattung neu geordnet werden. Der Gesetzgeber sei hier in der Pflicht, Un-
klarheiten und Unvollstandigkeiten im Finanzzuweisungsgesetz zu an-
dern.

Rechnungshof und Gemeindepriifung empfehlen dem Gesetzgeber daher,
die fur die Ausgabenerstattung maBgebliche Vorschrift des Finanzzuwei-
sungsgesetzes (§ 5) zu novellieren und dabei insbesondere die Grundlagen
der Ausgabenerstattungen (Budgetierung oder Spitzabrechnung) festzule-
gen, genauere Regelungen fiir die Bemessung der Zuweisungshohe zu
treffen, bisher nicht erfasste Aufgabentibertragungen in das Gesetz einzu-
beziehen und die Verrechnung von Einnahmen zu regeln.

An den Senat der Freien Hansestadt Bremen und den Magistrat der Stadt
Bremerhaven appellieren Rechnungshof und Gemeindepriifung, zeitnah
Losungsvorschlage fur erkannte Probleme zu erarbeiten und insbesondere
solche Schwachen der bisherigen Praxis zu beseitigen, die ihre Ursache im
Verwaltungsvollzug haben. Dazu gehort es, gesetzliche Vorschriften kon-
sequent einzuhalten, insbesondere die Haushalte des Landes und der
Stadt Bremen stringent voneinander zu trennen. Die Schaffung einer be-
lastbaren Datengrundlage fur die Berechnung der Zuweisungshohe und
die Vereinbarung von fachlichen Standards, die aufgabenkritische An-
satze einbeziehen.

Sachstand

Hinsichtlich der Empfehlung von Rechnungshof und Gemeindeprifung,
die Haushalte des Landes und der Stadt Bremen stringent voneinander zu
trennen, teilte die Senatorin fiir Finanzen mit, dass derzeit an einer exak-
ten Trennung in den Ressorts gearbeitet wird. Aufgrund der Wahrneh-
mung von sowohl Landes- als auch Gemeindeaufgaben in den Ressorts
wird die empfohlene, exakte Trennung Stuck fir Stick vorangetrieben.
Ein konkreter Zeitplan wurde nicht genannt.

Der Magistrat Bremerhaven spricht sich fur eine transparente und nach-
vollziehbare Darstellung der Haushalte aus, wobei gerade im Bildungsbe-
reich verstarkt auf die Trennung zwischen dem Haushalt der Gemeinde
Bremen und des Landes Bremen geachtet werden sollte.

Rechnungshof und Gemeindeprufung bitten bei kiinftigen Fallen von Di-
vergenz zwischen den tatsachlichen Ausgaben und dem zur Verfuigung
gestellten Budget, dem Finanzzuweisungsgesetz Rechnung zu tragen. So
sehe das Gesetz weder eine Finanzierung aus kommunalen Mitteln, noch
die Bildung von Ruicklagen vor. Magistrat Bremerhaven und die Senatorin
fur Finanzen teilen mit, dass die Mangel erkannt wurden. Zu Beanstan-
dungen im Verwaltungsvollzug kam es durch die fehlende Definition des
Budgetbegriffs. Dieser miisse prazisiert werden. Die Budgetvereinbarun-
gen zwischen Land und Stadtgemeinden werden derzeit weiterentwickelt.
Durch die Senatorin fur Finanzen erstellte Budgetvereinbarungen wurden
den Ressorts zur Abstimmung vorgelegt. Ein Zeitplan, bis wann die Ab-
stimmung abgeschlossen sein wird, wurde nicht genannt.

Hinsichtlich einer konkreten Vereinbarung zur Ausgabenerstattung lau-
fen derzeit Gesprache zwischen Senat und Magistrat. Bis wann eine kon-
krete Vereinbarung erreicht werden kann, konnte noch nicht benannt
werden.

Als Grund fir vorhandene Defizite im Verwaltungsvollzug wird in der Be-
ratenden AuBerung eine zum Teil fehlende Datengrundlage fiir die Be-
messung der Zuweisungshohe beziehungsweise eine fehlende Ver-
gleichsgrundlage im Hinblick auf gleichwertige Lebensverhdltnisse zwi-
schen den Gemeinden benannt. Es wird seitens des Rechnungshofs und
der Gemeindeprifung eine einheitliche, kennzahlengestitzte Verfahrens-
weise zur Ermittlung der Zuweisungshohe an die Gemeinden Bremen und
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Bremerhaven empfohlen. Sollte der Gesetzgeber keine kennzahlenge-
stitzten MaBnahmen definieren (insbesondere bei der Personalbemes-
sung), dann obliege dieses der Verwaltungsebene.

Hier hat der Senat eine andere Auffassung als Rechnungshof und Gemein-
depriifung. Als Bemessungsgrundlage fiir die Finanzausstattung, die auf
gleichwertige Lebensverhaltnisse hinwirkt, verweist die Senatorin fiir Fi-
nanzen auf die existierenden Bedarfsindikatoren. Hauptkennzahl sei die
Beschaéftigungszielzahl, weitere transparente Kriterien kommen aus der
Landeszuweisungsrichtlinie. Hinsichtlich der Vergleichbarkeit zwischen
den Gemeinden im Hinblick auf die Schaffung gleichwertiger Lebensver-
haltnisse fiihrt die Senatorin fiir Finanzen an, dass die Vergleichbarkeit
zwischen den Gemeinden Bremen und Bremerhaven aufgrund unter-
schiedlicher Handhabung in den Ressorts und den beiden Gemeinden an
ihre Grenzen stoBt.

Einschiatzung des stadtischen Rechnungspriifungsausschusses

Der stadtische Rechnungsprifungsausschuss schliefit sich den Empfehlun-
gen der Beratenden AuBlerung von Rechnungshof und Gemeindepriufung
an.

Der Gesetzgeber ist angehalten, Unklarheiten und Unvollstandigkeiten im
§ 5 Finanzzuweisungsgesetz zu andern und entsprechend zu novellieren.
Dabei sollen Grundlagen der Ausgabenerstattung (Budgetierung oder
Spitzabrechnung) festgelegt, genauere Regelungen fir die Bemessung der
Zuweisungshohe getroffen, bisher nicht erfasste Aufgabentibertragungen
in das Gesetz einbezogen und die Verrechnung von Einnahmen geregelt
werden.

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen und der Magistrat der Stadt Bre-
merhaven werden gebeten, Schwachen in der bisherigen Praxis der Mit-
telzuweisung, die ihre Ursachen im Verwaltungsvollzug haben, zu
beseitigen und entsprechende Losungsvorschldage fir erkannte Probleme,
zu erarbeiten. Dazu gehort es, gesetzliche Vorschriften konsequent einzu-
halten - insbesondere die Haushalte des Landes und der Stadtgemeinde
Bremen sind stringent voneinander zu trennen —, eine belastbare Daten-
grundlage fur die Berechnung der Zuweisungshohe zu schaffen und fach-
liche Standards zu vereinbaren, die aufgabenkritische Ansatze mit
einbeziehen.

Antrag

Der stadtische Rechnungsprifungsausschuss empfiehlt der Stadtbirger-
schaft einstimmig, den Bemerkungen im Bericht des stadtischen Rech-
nungsprifungsausschusses beizutreten.

Der stadtische Rechnungsprifungsausschuss empfiehlt der Stadtbilirger-
schaft einstimmig den Senat aufzufordern, die Empfehlungen des Rech-
nungshofs und der Gemeindeprifung wie in Nummer III Absatz 3
beschrieben, umzusetzen und dem stadtischen Haushalts- und Finanzaus-
schuss jahrlich iiber den Sachstand zu berichten.

Lencke Steiner

(Vorsitzende)



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 872 S
	Bericht und Antrag des städtischen Rechnungsprüfungsausschusses
	Gemeinsame Beratende Äußerung nach § 88 Absatz 2 LHO zu den Finanzzuweisun-gen des Landes an die Gemeinden Bremen und Bremerhaven für die Wahrnehmung von Landesaufgaben





